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Fachorganisation des Gerüstbauer-Handwerks mit drei Schwerpunktbereichen 
 
Als Standesorganisation 
 
wollen wir die Rahmenbedingungen für das Gerüstbauer-Handwerk verbessern.  
 
Ergebnisse: 
 

� 1978 Verordnung zum Geprüften Gerüstbau-Kolonnenführer 

� 1991 Ausbildungsberuf Gerüstbauer/Gerüstbauerin 

� 1998 Meisterberuf (Vollhandwerk).  

� Bereits in den 70er Jahren wurden Maßnahmen, wie Geprüfter Gerüstbau-Obermon-
teur und Geprüfter Gerüstbau-Kolonnenführer für die Mitarbeiter der Betriebe durch-
geführt. 

 
 
Als Arbeitgebervertretung 
 
schließen wir im Sinne des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland Tarifverträge 
ab, sofern die Mitglieder entsprechende Beschlüsse fassen. 
 
 
Als Serviceorganisation 
 
unterstützt die Bundesinnung Gerüstbau jeden einzelnen Mitgliedsbetrieb in all seinen 
betrieblichen Belangen. 
 
Dem Mitglied wird mit Rat und Tat bei seinen Alltagsproblemen geholfen. 
 
 
Z. B. diese Fragen beantworten die Mitarbeiter in der Geschäftsstelle der Bundesin-
nung Gerüstbau und vertreten die Mitglieder auch unmittelbar gegenüber ihrem 
Auftraggeber: 
 

� Welche Rechte und Pflichten habe ich als Gerüstbaubetrieb gegenüber 
meinem Auftraggeber? 

 
� Welche Grundsätze gibt es für Aufmaß und Abrechnung, und wie soll-

ten meine Kalkulationsgrundlagen aussehen? 
 
� Für Betriebsinhaber und Mitarbeiter werden Seminare vom Vertragsrecht bis zur Technik 

angeboten. 
 
� Regelmäßige Verbandsmitteilungen informieren über rechtliche, technische und sonstige 

Neuerungen. 
 
� Rahmenvereinbarungen verhelfen zu Preisvorteilen. 
 
� Kauf- und Leasingangebote über eine speziell für den Gerüstbau entwickelte Berufsklei-

dung bieten den Mietgliedern ein exklusives Auftreten 
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Zusätzlich zu den angesprochenen Punkten hat die 
Bundesinnung Gerüstbau am 27. Mai 2006 erstmals 
Fachregeln für den Gerüstbau - FRG heraus-
gegeben. 
 

Diese sollen den Betrieben des Gerüstbauer-
Handwerks, insbesondere nach der Zurückzie-
hung der BG-Regelungen, vor dem Hinter-grund 
der Betriebssicherheitsverordnung und Hand-
lungsanleitung konkrete Orientierungs-hilfen für 
die Alltagspraxis geben. 
 
Besonders ist darauf hinzuweisen, dass sich der 
Schwerpunkt dieser Fachregeln (entgegen dem 
eigentlichen Wortlaut) nicht etwa auf die 
Regelung technischer Details (Statik, Belast-
barkeit, Verankerung etc.) bezieht, sondern entscheidend auf den Bereich der Arbeits-
sicherheit. Welche arbeitssicherheitstechnischen Dinge habe ich im Zusam-
menhang und beim Aufbau von z. B. Fassadengerüsten zu beachten? 

 
� Ergänzt werden die Fachregeln für den Gerüstbau durch basISS-net, ein internet-

gestütztes Sicherheits-System, das dem jeweiligen Betrieb auch vor Ort die nötige 
Hilfestellung geben soll, um eine Organisation in seinem Betrieb aufzubauen, die den 
Anforderungen an den Arbeitsschutz gerecht wird.  

 
� Die Schulung zur „befähigten Person“ wird angeboten. 
 
Weitere Vorteile als Mitglied: 
 
Profitieren Sie von den kostenlosen Formularen, Stellungnahmen und der vergünstigten Lite-
ratur! Schnell haben Sie einen Teil Ihres Mitgliedsbeitrages durch nur eine Bestellung, z. B. 
des Taschenbuchs Gerüstnormen, wieder hereingeholt! 
 

Literatur Vergünstigter 
Mitgliedspreis 

Nichtmitglieds-
preis 

FRG 1 – Fachregeln für den Gerüstbau 
Standgerüst als Fassaden- oder Raumgerüst aus  
vorgefertigten Bauteilen  
Ausgabe 09.2011, Bundesinnung Gerüstbau 

15,00 € 
zzgl. 7% MwSt. 

55,00 € 
zzgl. 7% MwSt.  

FRG 2 – Fachregeln für den Gerüstbau 
Hängegerüste als Fassaden- oder Raumgerüste 
Ausgabe 01.2010, Bundesinnung Gerüstbau 

15,00 € 
zzgl. 7% MwSt.  

55,00 € 
zzgl. 7% MwSt.  

FRG 4 – Fachregeln für den Gerüstbau 
Traggerüste 
Ausgabe 02.2008, Bundesinnung Gerüstbau 

15,00 € 
zzgl. 7% MwSt.  

55,00 € 
zzgl. 7% MwSt.  

VOB/C Kommentar Gerüstarbeiten 
Praktische Erläuterungen zu den ATV 
DIN 18299 u. DIN 18451 von Prof. Wolfgang Heiermann,  
Leo Keskari u.a. 
5. aktualisierte u. erweiterte Auflage 2008, Rudolf Müller Verlag 

39,00 €  
inkl. 7% MwSt. 

 

49,00 €  
inkl. 7% MwSt. 

 

Taschenbuch Gerüstnormen 
Zusammenstellung der wichtigsten Normen  
für den Gerüstbau 
Ausgabe 07.2011, Bundesinnung Gerüstbau 

198,00 €  
inkl. 7% MwSt. 

 

498,00 €  
inkl. 7% MwSt. 

 

VOB Fassung 2009 für innerdeutsche Vergaben 
Teil A – Abschnitt 1, Teil B, Teil C, BGB 
Bauforderungssicherungsgesetz 

12,00 € 
zzgl. 7% MwSt. 

44,00 € 
zzgl. 7% MwSt. 

Alle Preise verstehen sich zzgl. Porto und Verpackung. 

Die Bestellscheine zur o. g. Fachliteratur finden Sie am Ende beigefügt. 
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Organisation 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorstand und die Geschäftsführung stellen sich vor! 
 
 

 
Jörg Berger 
Bundesinnungsmeister 

Dipl.-Betriebswirt (FH) Marcus Nachbauer 
Stellv. Bundesinnungsmeister 
Wirtschaft, Recht und Ausbildung 

Dipl.-Ing. Holger Budroweit 
Stellv. Bundesinnungsmeister 
Technik 

RA’in Sabrina Luther 
Geschäftsführerin 

 

VORSTAND, BEVOLLMÄCHTIGTE, 
GESCHÄFTSFÜHRUNG

arbeiten intern und vertreten die Bundesinnung 
nach außen, auch in externen Gremien

MITGLIEDER-
VERSAMMLUNG

(Jahreshauptversammlung
auf Bundesebene)

trifft zentrale Entscheidungen,
wählt Vorstand u. Bevollmächtigte

MITGLIEDER
(ordentliche und außerordentliche)

ARBEITSKREISE unterstützen sie dabei

•
•

•

sind direkt in der Bundesinnung organisiert
haben Gemeinschaft in ihrer Region (z. B. Mitgliederversammlungen) 

kurze Informations- und Entscheidungswege und direkter Einfluss
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Arbeitskreise - AK 
 

 
Leiter AK Technik, 
Dipl.-Ing. Christoph-Ludwig Bügler 
 
Leiter AK Wirtschaft und Recht, 
Frank Dostmann 
 
 
 
Landesbevollmächtigte: 
 
Land Baden-Württemberg   F. Dostmann   Mannheim 

Land Bayern Nord    W. Schmidt   Nürnberg 

Land Bayern Süd    R. Sax jun.   Eching 

Land Berlin     H. Piechocki   Berlin 

Land Brandenburg    D. Lindemann   Eberswalde 

Land Bremen     M. Punke   Bremen 

Land Hamburg    G. Herrmann   Hamburg 

Land Hessen     R. Pust   Groß-Gerau 

Land Mecklenburg-Vorpommern  B. Werdermann  Neustrelitz 

Land Niedersachsen    E. Ruhland   Bad Nenndorf 

Land Nordrhein-Westfalen   A. Pelmer   Essen 

Land Rheinland-Pfalz/Saarland  K. Nachbauer   Ludwigshafen 

Land Sachsen-Anhalt    H. Fiß    Elbingerode 

Land Sachsen     W. Stuber   Roßwein 

Land Schleswig-Holstein   G. Koch   Bad Schwartau 

Land Thüringen    S. Grund   Eckstedt 
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Was ist unsere „Philosophie“? 

 
Wir wollen Dienstleister von Mensch zu Mensch sein 

(und nicht etwa irgendeine Behörde) 
 

und 
 

unser Geld (also Ihren Mitgliedsbeitrag) mehr als wert sein! 
 
 
Unsere Auffassung ist es, unseren Mitgliedsbetrieben unkompliziert und unbürokratisch in all 
ihren betrieblichen Alltagsproblemen zur Seite zu stehen. 
 
Zum Beispiel: 
 
... ein Betrieb hat Ärger mit einem Arbeitnehmer – er bespricht die Angelegenheit mit z. B. 
Frau Rechtsanwältin Wegewitz oder Herrn Rechtsanwalt Martin Wichmann, um sodann 
arbeitsrechtlich richtig zu handeln ... und vermeidet somit Verhaltensfehler, die ihm bei einer 
späteren Auseinandersetzung teuer zu stehen kommen können (einschließlich eventuellem 
Gesichtsverlust bei den anderen Mitarbeitern).  
 

----- 
 
... Sie überlegen, ob Sie ausbilden sollten ... Eine grundlegende Beratung sowie Erfahrun-
gen aus anderen Betrieben erhalten Sie von Frau Rechtsanwältin Wegewitz (genauso wie 
unsere Broschüre für Mitglieder, in der ausführlich beschrieben ist, wie Sie einen Lehrling 
auswählen und was Sie im Hinblick auf eine eventuelle Ausbildung beachten sollten). 
 

----- 
 
... Planen an Ihrer Einrüstung sind während eines außergewöhnlichen Sturms „fliegen ge-
gangen“ und der Auftraggeber verlangt eine erneute Anbringung zu Ihren Lasten ... Sie er-
halten von uns eine Stellungnahme zu „Sturmschäden“, mit der Sie für den Fall, dass es sich 
in Ihrer Situation um „höhere Gewalt“ handelt, darstellen können, dass Sie bei einer Neuan-
bringung der Planen auch einen Vergütungsanspruch erhalten ... 
 

----- 
 
... Ihr Auftraggeber wendet sich gegen Ihr Aufmaß mit der Behauptung, die abgerechnete 
Fläche sei eindeutig zu groß ... Sie erhalten von uns eine Stellungnahme, welche Flächen 
nach welchen Grundsätzen tatsächlich im vorliegenden Falle abzurechnen sind ... mit diesen 
Ausführungen gehen Sie zum Auftraggeber und verfügen so über eine deutlich bessere Ver-
handlungsbasis, als wenn Sie ohne Unterstützung antreten ... 
 

----- 
 
... das Tolle an unseren Stellungnahmen ist, dass Sie damit Ihre Verhandlungsposition 
gegenüber Ihrem Auftraggeber deutlich stärken (nach dem Motto: Ich habe die Bundesin-
nung Gerüstbau (Körperschaft öffentlichen Rechts), um eine Stellungnahme gebeten, die wie 
folgt ausgefallen ist) ... 
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Unsere Erfahrung zeigt, dass die angesprochenen Stellungnahmen im wahrsten Sinne 
des Wortes „bares Geld“ wert sind, die bereits bei einem Fall mehr als einen Jahresbeitrag 
– zum Teil sogar den Beitrag für mehrere Jahre – ausmachen. 
 
Unabhängig von solchen Vorteilen bietet die Mitgliedschaft 
 

� gerüstbauspezifisch aufbereitete wertvolle Informationen, 

� die Teilnahmemöglichkeit an speziell für den Gerüstbau ausgerichteten Seminaren 
zu Super-Konditionen, und – ganz wichtig –  

� Sie sorgen dafür, dass neben Ihren betriebsindividuellen Interessen die Rechte des 
Gerüstbaus, also Ihres Handwerks, grundlegend in unserer Gesellschaft vertreten 
werden  

... damit der Gerüstbau eine Stimme in unserer Gesellschaft hat... 
 
 
Wer Mitglied wird, hat diese nur beispielhaft aufgeführten Vorteile 

 
... und dies in den ersten 12 Monaten zum halben Beitragssatz! 

 
 
Und wer meint, wir reden nur: 
 
Nachweisbare Beratungsbeispiele aus jüngster Zeit, welche „bares Geld“ wert waren: 
 
� Abrechnungsstreitigkeit eines Mitgliedsbetriebes aus Baden-Württemberg:  
 

- Streitig: Uneinigkeit mit Vertragspartner bezüglich der Bestimmung der richtigen 
Aufmaßlänge; Gerüst zur Durchführung von Fassadenarbeiten sowie Arbeiten an 
Dachüberständen.  

 
- Problematisch insbesondere: abrechnungstechnische Behandlung von Innen- bzw. 

Außenecken. Frage, ob und in welchen Fällen die Außenkante des Dachüberstandes 
für das Aufmaß heranzuziehen ist und wann allein die Fassadenfläche maßgebend ist.  

 
- Beratungsleistung: telefonische Erläuterung der einschlägigen Abrechnungsgrundsätze 

+ schriftliche Stellungnahme zum konkreten Sachverhalt. 
 
- Nach Auskunft des Mitgliedsbetriebes erfolgte nach Übermittlung der schriftlichen Stel-

lungnahme umgehend Rechnungsbegleichung.  
Da vorliegend ein größeres Objekt betroffen war, machte dies einen vierstelligen Euro-
Betrag aus. 

 
� Arbeitsrechtliche Unterstützung einer Mitgliedsfirma aus Rheinland-Pfalz: 

 
- Mitgliedsbetrieb war Beklagte in arbeitsgerichtlicher Streitigkeit wegen nachträglicher 

Entgeltforderung (Streitwert: über 2.000 €); problematisch hier vor allem: richtige Ein-
gruppierung des Klägers in tarifliche Lohngruppe  

 Kläger: 
„Bin geprüfter Kolonnenführer, habe Anspruch auf 17,60 € Stundenlohn gemäß Berufs-
gruppe M des Rahmentarifvertrags!!“ 

 Beklagte: 
 „Berufsgruppe M kommt nicht in Frage, bestenfalls Berufsgruppe II oder III!“ 
 
- Die Bundesinnung Gerüstbau hatte nach erfolgloser Güteverhandlung die arbeits-

rechtliche Beratung übernommen. 
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Es wurden vor dem Haupttermin einige Schriftsätze mit dem Kläger ausgetauscht, in 
denen wir umfassend die Richtigkeit der Eingruppierung durch die Beklagte darlegten. 
 

- Vorteil der Beratung durch die Bundesinnung Gerüstbau: Genaue Kenntnis der 
einschlägigen Tarifvorschriften einschließlich der Voraussetzungen der Eingruppierung 
in jeweilige Lohngruppen. 

 
- Ergebnis: 2 Tage vor der Hauptverhandlung wurde die Klage durch den Kläger zurück-

genommen. Für die Beklagte entstanden keinerlei Kosten. 
 

 
 
 
 
Zur Beantwortung Ihrer Fragen zu unserem Handwerk oder zur Mitgliedschaft stehen 

wir Ihnen selbstverständlich gerne unter Tel.: 02 21/8 70 60 – 0 oder 
info@geruestbauhandwerk.de zur Verfügung! 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 

 

Nutzen Sie das „Schnupperjahr“ mit halbem Beitragssatz! 

 

Jungmeister unterstützen wir im ersten Mitgliedsjahr mit 
einer beitragsfreien Mitgliedschaft! 



 

 
 
 

 

Beitrittserklärung zur BUNDESINNUNG GERÜSTBAU 
 
Firmenname:  _______________________________ 
 
vollständige Adresse: _______________________________ 
 
Landkreis/Stadt: _______________________________ 
 (unbedingt angeben) 
 
Telefon- und Fax-Nr.: _______________________________ 
 
E-Mail-Adresse: _______________________________ 
 
Homepage:  _______________________________ 
 
Geschäftsführer bei:  GmbH  GmbH & Co. KG 
Inhaber bei:  Einzelfirma 
Gesellschafter bei:  OHG, KG, GbR 
Vorstand bei:  AG 
  natürliche Person   
       (Name bitte in Druckbuchstaben) 

Firmengründungsdatum: Tag:______ Monat:________ Jahr:_________ 
 

Aufnahme in die  
Handwerksrolle:  beantragt am ___________________ 
 

  eingetragen am ___________________ 
 

Wir sind Mitglied der: 
-Handwerkskammer in:  ________________________________ 
 

-Industrie- und  
 Handelskammer in:  ________________________________ 
 
-sonst. Fachorganisationen: ________________________________ 
 

-Sozialkasse folgenden 
 Gewerbes:   ________________________________ 
 
Hiermit erkläre ich 
 

 den sofortigen rechtsverbindlichen Beitritt zur Bundesinnung Gerüstbau als: 
 

 ordentliches Mitglied (dies sind insbesondere in die Handwerks-  Jungmeister, selbstständig  
  rolle eingetragene Gerüstbaubetriebe)   
 

 Gastmitglied    Förderer   Sondermitglied 
 (außerordentl. Mitglied) 

(Bitte Zutreffendes ankreuzen!) 
 

 Die Satzung der Bundesinnung Gerüstbau ist mir (uns) bekannt und wird von mir (uns) 
in der jeweiligen Fassung als rechtsgültig anerkannt. 
 

 Des Weiteren erkläre ich mich einverstanden, dass die Bundesinnung Gerüstbau 
berechtigt ist, Auskünfte über meine (unsere) Firma bei der Sozialkasse des 
Gerüstbaugewerbes, dem Gewerbeamt, der Handwerkskammer, dem Finanzamt und 
der Sozialversicherungsbehörde, einzuholen. 

 

 Wodurch sind Sie auf die BUNDESINNUNG GERÜSTBAU aufmerksam geworden?: 
 

______________________________________ 
 

________________ ________________ ________________________________ 
Ort   Datum   rechtsverbindliche Unterschrift 

 



 

 

 

BEITRAGSSTAFFEL 
 

Jahresbeiträge 2012 
 

Ordentliche Mitglieder 

a) Grundbeitrag und  EUR    880,00 

b) Zusatzbeitrag   

zzgl. folgender Prozente von der Bruttolohnsumme  

 bis  EUR    150.000,00 +  0,225 % 

über EUR 150.000,00 bis  EUR    500.000,00 +  0,155 % 

über EUR 500.000,00 bis  EUR 1.000.000,00 +  0,078 % 

 über EUR 1.000.000,00 +  0,046 % 

Gastmitglieder (außerordentliche Mitglieder) 
Natürliche oder juristische Personen, die dem Gerüstbauer-Handwerk beruflich oder wirtschaftlich nahe 
stehen und die sich auf dem Gebiet der technischen Bearbeitung von Gerüsten (Entwurf, Bemessung und 
Überwachung), dem Handel von Teilen sowie der Erbringung von Dienstleistungen für den Gerüstbau 
oder der gewerblichen Herstellung und Vermietung von Vertikaltransportgeräten und –einrichtungen 
sowie beweglichen Arbeitsbühnen betätigen. 

Hersteller von Gerüstmaterial 

Jahres-Umsatz  bis EUR  25.564.600,00  EUR 3.690,00 

Jahres-Umsatz bis EUR   51.129.200,00 EUR 4.890,00 

Jahres-Umsatz über EUR   51.129.200,00 EUR 6.120,00 

Sonstige o. g. natürliche oder juristische Personen 

Beitrag  EUR    590,00 

Förderer 
Natürliche oder juristische Personen, die dem Gerüstbauer-Handwerk beruflich oder wirtschaftlich nahe 
stehen und die Bundesinnung durch einen finanziellen Beitrag unterstützen wollen: 

Beitrag  EUR    880,00 

Sondermitglieder (Pensionäre) 
Personen, die dem Gerüstbauer-Handwerk beruflich oder wirtschaftlich nahe standen und aus dem 
hauptberuflichen Erwerbsleben ausgeschieden sind. 

Beitrag  EUR    190,00 

Jungmeister 

Jungmeister, die sich nachweislich selbständig gemacht haben, sind in den ersten 12 Monaten 
der Mitgliedschaft vom Beitrag befreit, sofern sie die Meisterprüfung nachweislich innerhalb der 
letzten drei Kalenderjahre vor Antragstellung bestanden haben. 

Schnupperjahr 
Für neue Mitglieder ist der Beitrag in den ersten 12 Monaten um 50 % reduziert! 



 

 

 

 

Rechenbeispiele zur Beitragsberechnung 2012 für Aufsteller 
 
Der individuelle Jahresbeitrag eines Mitgliedsbetriebes errechnet sich wie folgt: 
 
a) Grundbeitrag – Vgl. 1a – 4a plus 
b) bruttolohn– und –gehaltssummenabhängiger Umlagebetrag. 
    Dabei wird immer zunächst die erste „Staffel“ (bis EUR 150.000,00) ausgeschöpft und sodann 
    die zweite „Staffel“ (EUR 150.000,00 bis EUR 500.000,00) usw. – Vgl. hierzu Beispiele 1b – 
4b. 
 
Befristete Sonderregelung für Neumitglieder laut Beschluss der Mitgliederversammlung vom 26. 
Mai 2006: 
Ab dem 1. Juni 2006 beträgt der Beitrag für neue Mitglieder (Neuaufnahmen) für die ersten 12 
Monate – also im „Schnupperjahr“ – 50 % des aufgrund der angegebenen Daten eigentlich zu 
veranschlagenden Betrags. 
 
1. Beispiel: Bruttolohnsumme in 2011 = EUR 100.000,00 
 
a) Grundbeitrag         880,00 EUR 
b) + Umlage Bruttolohn- und Gehaltssumme 
  EUR 100.000,00 x 0,225 % =       225,00 EUR 

Gesamtbeitrag   1.105,00 EUR 
 
für Neuaufnahmen 50 % =        552,50 EUR 
 
2. Beispiel: Bruttolohnsumme in 2011 = EUR 200.000,00 
 
a) Grundbeitrag         880,00 EUR 
b) + Umlage Bruttolohn- und Gehaltssumme 
  EUR 150.000,00 x 0,225 % =       337,50 EUR 
+ EUR   50.000,00 x 0,155 % =         77,50 EUR 
  EUR 200.000,00 

Gesamtbeitrag  1.295,00 EUR 
 
für Neuaufnahmen 50 % =        647,50 EUR 
 
3. Beispiel: Bruttolohnsumme in 2011 = EUR 600.000,00 
 
a) Grundbeitrag         880,00 EUR 
b) + Umlage Bruttolohn- und Gehaltssumme 
  EUR 150.000,00 x 0,225 % =       337,50 EUR 
+ EUR 350.000,00 x 0,155 % =       542,50 EUR 
+ EUR 100.000,00 x 0,078 % =         78,00 EUR 

EUR 600.000,00 
Gesamtbeitrag  1.838,00 EUR 

 
für Neuaufnahmen 50 % =        919,00 EUR 
 
4. Beispiel: Bruttolohnsumme in 2011 = EUR 1.100.000,00 
 
a) Grundbeitrag         880,00 EUR 
b) + Umlage Bruttolohn- und Gehaltssumme 
  EUR    150.000,00 x 0,225 % =       337,50 EUR 
+ EUR    350.000,00 x 0,155 % =       542,50 EUR 
+ EUR    500.000,00 x 0,078 % =       390,00 EUR 
+ EUR    100.000,00 x 0,046 % =         46,00 EUR 
  EUR 1.100.000,00 

Gesamtbeitrag  2.196,00 EUR 
 
für Neuaufnahmen 50 % =     1.098,00 EUR 
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Teilnahmeerklärung zum Lastschrifteinzugsverfahren 
 
 
Besonderer Hinweis! 
 
 
Für die Einzugsermächtigung sprechen mehrere Vorteile: 
 
 
 
 
 
 

- Sie versäumen kein Zahlungsziel! 

- Sie sparen Zeit, der lästige Gang zur Bank bzw. die Überweisung entfällt! 

 

Und das Beste ist:  

- Ihnen wird eine Ratenzahlung des Beitrages gewährt! 

Der Grundbeitrag      wird zum 30.04. abgebucht! 

 Der bruttolohnsummenabhängige Beitrag wird zum 15.07. abgebucht! 

 

 

 
Die Zustimmung zur Ratenzahlung erfolgte seitens der Mitglieder  

der Bundesinnung Gerüstbau im Rahmen der  
Bundesfachtagung. 
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- Einzugsermächtigung - 
Teilnahmeerklärung zum Lastschrifteinzugsverfahren 

 

Firma: 

 

 

Straße: PLZ/Ort: 

Telefon/Fax: E-Mail: 

Mitglieds-Nr.  

Ich/Wir ermächtige(n) die 

Bundesinnung Gerüstbau,  
Rösrather Str. 645, 51107 Köln 

widerruflich, die von mir zu entrichtende Beitragszahlung (Grundbeitrag jeweils 
zum 30.04. des Kalenderjahres, bruttolohnsummenabhängiger Beitrag jeweils 
zum 15.07. des Kalenderjahres) zu Lasten des folgenden Kontos durch Last-
schrift einzuziehen. Die Teilnahme ist jederzeit widerruflich. 

Name des Kontoinhabers:  

Bitte zusätzlich ausfüllen, wenn die Anschrift des Kontoinhabers nicht mit der Firmenadresse 
identisch ist: 

Straße: PLZ/Ort: 

Telefon/Fax: E-Mail: 

Konto-Nummer: 

Bankleitzahl: 

Geldinstitut: 

  

Ort, Datum Unterschrift des Kontoinhabers 

 

 



SATZUNG

___________________________________________

Innungs-Geschäftsstelle:
Rösrather Str. 645, 51107 Köln, 

Telefon (02 21) 8 70 60 0, Fax (02 21) 8 70 60 90, www.geruestbauhandwerk.de

___________________________________________
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Name, Sitz und Bezirk 
 

§ 1 
 
(1) Die Bundesinnung ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts; sie führt den Na-

men 
 
Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk. 
 

 
(2) Ihr Sitz ist in Köln. 
 
 
(3) Ihr Bezirk umfasst das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland mit Ausnahme der 

Landkreise Eichsfeld, Nordhausen, Sömmerda, Unstrut-Hainich-Kreis, Kyffhäuser-
kreis, Greiz, Altenburger Land sowie der Stadt Gera (alle in Thüringen). 

 
 

Fachgebiet 
 

§ 2 
 
Das Fachgebiet der Bundesinnung umfasst das Gerüstbauer-Handwerk. 
 
 
 

Aufgaben 
 

§ 3 
 
(1) Aufgabe der Bundesinnung ist, die gemeinsamen gewerblichen Interessen ihrer 

Mitglieder zu fördern. Insbesondere hat sie 
 

1. den Gemeingeist und die Berufsehre zu pflegen; 
 
2. ein gutes Verhältnis zwischen Meistern, Gesellen und Lehrlingen (Auszubilden-

den) anzustreben; 
 
3. entsprechend den Vorschriften der Handwerkskammer die Lehrlingsausbildung 

zu regeln und zu überwachen sowie für die berufliche Ausbildung der Lehrlinge 
zu sorgen und ihre charakterliche Entwicklung zu fördern; 

 
4. die Gesellenprüfung abzunehmen und hierfür Gesellenprüfungsausschüsse zu 

errichten, sofern sie von der Handwerkskammer dazu ermächtigt ist; 
 
5. das handwerkliche Können der Meister und Gesellen zu fördern; zu diesem 

Zweck kann sie insbesondere Fachschulen errichten oder unterstützen und 
Lehrgänge veranstalten; 

 
6. bei der Verwaltung der Berufsschulen gemäß den bundes- und landesrechtli-

chen Bestimmungen mitzuwirken; 
7. das Genossenschaftswesen im Handwerk zu fördern; 
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8. über die Angelegenheiten der in ihr vertretenen Handwerke den Behörden Gut-

achten und Auskünfte zu erstatten; 
 
9. die sonstigen handwerklichen Organisationen und Einrichtungen in der Erfül-

lung ihrer Aufgaben zu unterstützen; 
 
10. die von der Handwerkskammer innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Vor-

schriften und Anordnungen durchzuführen. 
 
 

(2) Die Bundesinnung soll 
 

1. zwecks Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der Betriebe ihrer Mitglieder Einrichtun-
gen zur Verbesserung der Arbeitsweise und der Betriebsführung schaffen und 
fördern; 

 
2. bei der Vergabe öffentlicher Lieferungen und Leistungen die Vergabestellen be-

raten; 
 
3. das handwerkliche Pressewesen unterstützen. 

 
 
(3) Die Bundesinnung kann 
 

1. Tarifverträge abschließen; 
 
2. für ihre Mitglieder und deren Angehörige Unterstützungskassen für Fälle der 

Krankheit, des Todes, der Arbeitsunfähigkeit oder sonstiger Bedürftigkeit er-
richten; 

 
3. bei Streitigkeiten zwischen den Bundesinnungsmitgliedern selbst sowie auch 

zwischen ihnen und ihren Auftraggebern auf Antrag vermitteln (z. B. Schlich-
tungsstellen unterhalten); 

 
4. Bundesinnungsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vor Ge-

richt vertreten. 
 
5. Die Bundesinnung kann auch sonstige Maßnahmen zur Förderung der gemein-

samen gewerblichen Interessen der Bundesinnungsmitglieder durchführen, z. 
B. Einziehungs-, Rechtsberatungs- und Buchstellen unterhalten. 

 
6. Die Errichtung und die Rechtsverhältnisse der Bundesinnungskrankenkassen 

richten sich nach den hierfür geltenden bundesrechtlichen Bestimmungen. 
 
7. Die Bundesinnung kann zur Unterstützung ihrer Mitglieder Vereinbarungen mit 

örtlichen Organisationen - insbesondere mit Kreishandwerkerschaften - treffen. 
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Zugehörigkeit zur Kreishandwerkerschaft 
 

§ 4  
 
(1) Die Bundesinnung gehört der für ihren Sitz zuständigen Kreishandwerkerschaft an. 

 
 

(2) Die Führung der Verwaltungsgeschäfte einschließlich der Buch- und Kassenführung 
erfolgt durch die Geschäftsführung der bundesinnungseigenen Geschäftsstelle. 

 
 
 

Mitgliedschaft 
 

§ 5  
Voraussetzungen 

 
Die Mitgliedschaft kann erwerben, wer die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt. Die Auf-
nahme kann abgelehnt werden, wenn Ausschließungsgründe vorliegen (§ 10).  
 
 
 

§ 6  
Antragstellung/Antragsablehnung/Ehrenmitgliedschaft 

 
(1) Der Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft ist bei der Geschäftsstelle schriftlich zu 

stellen. Im Zweifelsfall entscheidet der Vorstand. Der ablehnende Bescheid ist 
schriftlich zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 
 
(2) Die nächste ordentliche Bundesinnungsversammlung entscheidet über den Wider-

spruch, sofern ihm nicht abgeholfen wurde. 
 
 
(3) Personen, die sich um die Förderung der Bundesinnung oder eines des von ihr um-

fassten Gewerbes besondere Verdienste erworben haben, können durch Beschluss 
der Bundesinnungsversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Ehrenmit-
glieder können an den Bundesinnungsversammlungen mit beratender Stimme teil-
nehmen. Weitere Rechte und Pflichten haben Ehrenmitglieder nicht. 

 
 
 

§ 7  
Aushändigung der Satzung 

 
Den Bundesinnungsmitgliedern, den Mitgliedern des Gesellenausschusses und den Ge-
sellenmitgliedern in den Bundesinnungsausschüssen ist eine Satzung der Bundesinnung 
auszuhändigen. 
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§ 8  
Beginn und Ende der Mitgliedschaft 

 
(1) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tage der Entscheidung über den Aufnahmean-

trag. 
 
 
(2) Die Mitgliedschaft endet mit 
 
 1. Austritt, 
 
 2. Ausschluss, 
 
 3. Tod, 
 
 4. Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen. 
 
 
 

§ 9  
Austrittsfrist 

 
Der Austritt eines Mitgliedes aus der Bundesinnung kann nur zum Schluss des Kalender-
jahres erfolgen und muss mindestens 3 Monate vorher der Geschäftsstelle durch einge-
schriebenen Brief angezeigt werden. 
 
 
 

§ 10  
Ausschließungsgründe 

 
(1) Durch Beschluss des Vorstandes kann insbesondere ausgeschlossen werden, wer  
 

1. gegen die Satzung sowie Interessen der Bundesinnung gröblich oder beharrlich 
verstößt oder satzungsgemäße Beschlüsse oder Anordnungen der Organe der 
Bundesinnung nicht befolgt; 

 
2. mit seinen Beiträgen trotz Mahnung länger als ein halbes Jahr im Rückstand 

geblieben ist; 
 
3. infolge gerichtlicher Entscheidung das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten 

zu wählen oder zu stimmen, verloren hat; 
 
4. durch rechtskräftige gerichtliche Anordnung in der Verfügung über sein Vermö-

gen beschränkt ist; 
 
5. im Zwangsvollstreckungsverfahren die eidesstattliche Versicherung abgegeben 

hat oder gegen den Haft zur Erzwingung der Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung angeordnet ist. 
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(2) Vor dem Beschluss ist den Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu geben; hierfür 
ist eine angemessene Frist einzuräumen. § 6 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 fin-
den entsprechende Anwendung. 

 
 
 

§ 11  
Folgen des Ausscheidens 

 
Ausscheidende Mitglieder verlieren alle Ansprüche an das Bundesinnungsvermögen und 
- vorbehaltlich abweichender Bestimmungen der Nebensatzungen - an die bei der Bun-
desinnung bestehenden Einrichtungen. Sie bleiben zur Zahlung der Beiträge verpflichtet, 
die bis zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens fällig werden. Ihre vertraglichen und sonstigen 
Verbindlichkeiten, die der Bundesinnung oder deren Einrichtungen gegenüber bestehen, 
werden durch das Ausscheiden nicht berührt. 
 
 
 

§ 12  
Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder der Bundesinnung haben gleiche Rechte und Pflichten. 
 
 
(2) Jedes Bundesinnungsmitglied ist berechtigt, die Einrichtungen der Bundesinnung 

nach Maßgabe der Satzung, der Nebensatzungen und der Beschlüsse der Bundes-
innungsversammlung zu benutzen. 

 
 
(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben der Bundesinnung 

mitzuwirken und die Vorschriften der Satzung, der Nebensatzungen sowie die sat-
zungsgemäßen Beschlüsse und Anordnungen der Organe der Bundesinnung zu 
befolgen. 

 
 
 

Gastmitgliedschaft 
 

§ 13 
 
(1) Die Bundesinnung kann Gastmitglieder aufnehmen, die dem Gerüstbauer-Hand-

werk beruflich oder wirtschaftlich nahe stehen. Die Gastmitglieder haben die in den 
Absätzen 2 - 4 genannten Rechte und Pflichten. 

 
 
(2) Die Gastmitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen der Bundesinnung in gleicher 

Weise wie die Bundesinnungsmitglieder zu benutzen. Sie nehmen an der Bundes-
innungsversammlung mit beratender Stimme teil.  

 
 
(3) Beträgt die Zahl der Gastmitglieder mehr als ein Viertel der Zahl der Bundesin-

nungsmitglieder, so nimmt ein Obmann der Gastmitglieder an den Sitzungen des 
Vorstandes mit beratender Stimme teil. Der Obmann der Gastmitglieder wird von 
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diesen aus ihrer Mitte gewählt. Die Vorschriften über die Amtszeit und die Wahl des 
Bundesinnungsmeisters (Präsidenten) gelten entsprechend.  

 
(4) Die Bundesinnungsversammlung kann beschließen, dass Gastmitglieder einen Bei-

trag zu entrichten haben. 
 
 
(5) Für Gastmitglieder gelten die §§ 6 Abs. 1 und 2, 7 - 11 und 12 Abs. 3 entsprechend. 
 
 
 

Wahlrecht, Stimmrecht, Wählbarkeit 
 

§ 14  
Stimmrecht/Wahlrecht 

 
(1) Stimmberechtigt in der Bundesinnungsversammlung sind die der Bundesinnung 

angehörenden selbständigen Handwerker. Für eine juristische Person oder eine 
Personengesellschaft kann nur eine Stimme abgegeben werden, auch wenn meh-
rere vertretungsberechtigte Personen vorhanden sind.  

 
 
(2) Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung die Vornahme 

eines Rechtsgeschäftes oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreites 
zwischen ihm und der Bundesinnung betrifft. 

 
 
(3) Ein gem. Abs. 1 stimmberechtigtes Mitglied, das Inhaber eines Nebenbetriebes im 

Sinne des § 2 Nr. 2 oder 3 der Handwerksordnung ist, kann sein Wahl- und Stimm-
recht auf den Leiter des Nebenbetriebes übertragen, falls dieser die Pflichten über-
nimmt, die seinem Vollmachtgeber gegenüber der Bundesinnung obliegen.  

 
 
(4) Ein Bundesinnungsmitglied kann im Verhinderungsfall das Wahl- und Stimmrecht 

auf den Betriebsleiter oder auf einen für die Vertretung qualifizierten Familien- oder 
Betriebsangehörigen übertragen, falls er die Pflichten übernimmt, die seinem Voll-
machtgeber der Bundesinnung gegenüber obliegen. Auf diese Personen finden die 
Bestimmungen der §§ 15 - 17 entsprechende Anwendung. 

 
 
(5) Die Übertragung und die Übernahme der Rechte und Pflichten gemäß Abs.  3 und 4 

bedürfen der schriftlichen Erklärung gegenüber der Bundesinnung. 
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§ 15  
Wählbarkeit 

 
(1) Wählbar zu Mitgliedern des Vorstandes und der Ausschüsse sowie als Vertreter der 

Bundesinnung zur Kreishandwerkerschaft sind die wahlberechtigten Bundesin-
nungsmitglieder, die gesetzlichen Vertreter einer der Bundesinnung angehörenden 
juristischen Person und die vertretungsberechtigten Gesellschafter einer der Bun-
desinnung angehörenden Personengesellschaft. Wählbar sind auch Personen, die 
bei den juristischen Personen, Personengesellschaften und sonstigen Mitgliedern in 
leitender Funktion tätig sind. 

 
 
(2) Bei den juristischen Personen, Personengesellschaften und sonstigen Bundesin-

nungsmitgliedern ist jeweils nur eine Person wählbar. 
 
 
 

§ 16  
Einspruch 

 
(1) Gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen kann jeder Wahlberechtigte binnen zwei 

Wochen nach der Wahl Einspruch beim Vorstand der Bundesinnung erheben. Der 
Einspruch ist schriftlich einzulegen und zu begründen. 

 
 
(2) Wird der Einspruch abgelehnt, so ist hierüber ein schriftlich begründeter Bescheid 

zu erteilen. 
 
 
(3) Gegen den ablehnenden Bescheid kann binnen eines Monats nach Zugang Wi-

derspruch erhoben werden. Über diesen entscheidet die nächste ordentliche Bun-
desinnungsversammlung. 

 
 
 

§ 17  
Amtsverlust 

 
Mitglieder des Vorstandes und der Ausschüsse, die Vertreter der Bundesinnung bei der 
Kreishandwerkerschaft und Mitglieder des Gesellenausschusses verlieren ihr Amt, wenn 
Umstände eintreten - insbesondere, wenn ein Ausschluss nach § 10 Abs. 1 erfolgt ist - , 
welche die Wählbarkeit ausschließen. 
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Bundesinnungsversammlung 
 

§ 18  
Zusammensetzung/Aufgaben 

 
(1) Die Mitglieder der Bundesinnung bilden die Bundesinnungsversammlung. Sie be-

schließt über alle Angelegenheiten der Bundesinnung, soweit sie nicht vom Vor-
stand oder den Ausschüssen wahrzunehmen sind.  

 
 
(2) Der Bundesinnungsversammlung obliegt im besonderen 
 

1. die Feststellung des Haushaltsplanes und die Bewilligung von Ausgaben, die im 
Haushaltsplan nicht vorgesehen sind;  

 
2. die Beschlussfassung über die Höhe der Bundesinnungsbeiträge und über die 

Festsetzung von Gebühren; Gebühren können auch von Nichtmitgliedern der 
Bundesinnung, die Tätigkeiten oder Einrichtungen der Bundesinnung in An-
spruch nehmen, erhoben werden; 

 
3. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung; 
 
4. die Wahl des Vorstandes und derjenigen Mitglieder der Ausschüsse, die der 

Zahl der Bundesinnungsmitglieder zu entnehmen sind; 
 
5. die Einsetzung besonderer Ausschüsse zur Vorbereitung einzelner Angelegen-

heiten; 
 
6. der Erlass von Vorschriften über die Lehrlingsausbildung (§ 54 Abs. 1 Nr. 3 

HwO); 
 
7. die Beschlussfassung über 
 

a) den Erwerb, die Veräußerung oder die dingliche Belastung von Grundei-
gentum, 

 
b) die Veräußerung von Gegenständen, die einen geschichtlichen, wissen-

schaftlichen oder Kunstwert haben, 
 
c) die Ermächtigung zur Aufnahme von Krediten, 
 
d) den Abschluss von Verträgen, durch welche der Bundesinnung fortlau-

fende Verpflichtungen auferlegt werden, mit Ausnahme der laufenden Ge-
schäfte der Verwaltung, 

 
e) die Anlegung des Vermögens der Bundesinnung; 

 
8. die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und die Auflösung der 

Bundesinnung; 
 
9. die Wahl der Vertreter der Bundesinnung zur Kreishandwerkerschaft; 
 
10. die Einsetzung besonderer Ausschüsse zur Verwaltung der einzelnen Bundes-

innungseinrichtungen; 
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11. die Beschlussfassung über alle Einrichtungen, die zur Erfüllung der Aufgaben 

der Bundesinnung geschaffen werden sollen; 
 
12. die Wahl und der Anstellungsvertrag des Geschäftsführers. 

 
 

(3) Die Wahl der Vertreter zur Kreishandwerkerschaft (Abs. 2 Nr. 9) erfolgt auf die 
Dauer von 4 Jahren. 

 
 
(4) Die nach Abs. 2 Nr. 8 erforderliche Beschlussfassung der Bundesinnungsversamm-

lung erstreckt sich auch auf die durch Nebensatzungen begründeten Einrichtungen  
der Bundesinnung, soweit nicht durch die Nebensatzung etwas anderes bestimmt 
ist. 

 
 
(5) Die nach Abs. 2 Nr. 6, 7, 8, 11 und 12 gefassten Beschlüsse bedürfen der Geneh-

migung durch die Handwerkskammer. 
 
 
 

§ 19  
Beschlussfassung der Bundesinnungsversammlung  

 
(1) Zur Gültigkeit eines Beschlusses der Bundesinnungsversammlung ist erforderlich, 

dass der Gegenstand bei ihrer Einberufung bezeichnet ist, es sei denn, dass er in 
der Bundesinnungsversammlung mit Zustimmung von drei Vierteln der erschiene-
nen Mitglieder nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt wird, sofern es sich nicht 
um einen Beschluss über eine Satzungsänderung oder Auflösung der Bundesin-
nung handelt. 

 
 
(2) Beschlüsse der Bundesinnungsversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 

erschienenen Mitglieder gefasst. Zu Beschlüssen über Änderungen der Satzung der 
Bundesinnung ist eine Mehrheit von drei Vierteln der erschienen Mitglieder erforder-
lich. Der Beschluss auf Auflösung der Bundesinnung kann nur mit einer Mehrheit 
von drei Vierteln der stimmberechtigten Mitglieder gefasst werden. Sind in der ers-
ten Bundesinnungsversammlung drei Viertel der Stimmberechtigten nicht erschie-
nen, so ist binnen vier Wochen eine zweite Bundesinnungsversammlung einzube-
rufen, in welcher der Auflösungsbeschluss mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 
erschienen Mitglieder gefasst werden kann. Satz 3 gilt für den Beschluss zur Bil-
dung einer Vertreterversammlung (§ 61 Abs. 1 Satz 3 HwO) mit der Maßgabe, dass 
er auch im Wege schriftlicher Abstimmung gefasst werden kann. 

 
 
(3) Die Bundesinnungsversammlung ist in den durch die Satzung bestimmten Fällen 

sowie dann einzuberufen, wenn das Interesse der Bundesinnung es erfordert. Sie 
ist ferner einzuberufen, wenn der durch die Satzung bestimmte Teil der Mitglieder 
die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt; 
wird dem Verlangen nicht entsprochen oder erfordert es das Interesse der Bundes-
innung, so kann die Handwerkskammer die Bundesinnungsversammlung einberu-
fen und leiten. 
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§ 20 
Einberufung der Bundesinnungsversammlung 

 
Ordentliche Bundesinnungsversammlungen finden mindestens einmal jährlich statt. Au-
ßerordentliche Bundesinnungsversammlungen müssen einberufen werden, wenn der 
Vorstand es beschließt. Sie sind ferner einzuberufen, wenn ein Viertel der Mitglieder die 
Einberufung schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt. 
 
 
 

§ 21  
Einladung und Anträge zur Bundesinnungsversammlung 

 
(1) Der Vorsitzende des Vorstandes (Bundesinnungsmeister bzw. Präsident) lädt über 

die Geschäftsstelle zur Bundesinnungsversammlung schriftlich unter Angabe der 
vorgesehenen Tagesordnung ein. Die Einladung ist mindestens 7 Tage vor dem 
Sitzungstermin abzusenden. Die Einladung erfolgt durch Rundschreiben. 

 
(2) Der Vorsitzende des Vorstandes kündigt die Sitzungstermine der Bundesin-

nungsversammlung schriftlich mindestens 4 Wochen vor dem Termin an und gibt 
Gelegenheit, Anträge in die Bundesinnungsversammlung einzubringen. 

 
 Anträge zur ordentlichen Bundesinnungsversammlung sind dem Vorstand über die 

Geschäftsstelle - dort mindestens 14 Tage vor dem Sitzungstermin eingehend - 
schriftlich einzureichen. Der Vorstand ist verpflichtet, diese Anträge auf der jeweili-
gen Mitgliederversammlung zur Debatte und Abstimmung zu stellen; Entsprechen-
des gilt, soweit in der Bundesinnungsversammlung mit Zustimmung von ¾ der er-
schienenen Mitglieder nachträglich ein Antrag zur Tagesordnung gestellt wird, so-
fern es sich nicht um einen Beschluss über eine Satzungsänderung oder Auflösung 
der Bundesinnung handelt. 

 
 
(3) Der Gesellenausschuss kann jederzeit im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben 

Vorschläge zur Tagesordnung für die nächste Bundesinnungsversammlung einrei-
chen. Sollen Angelegenheiten beraten oder beschlossen werden, in denen der Ge-
sellenausschuss zu beteiligen ist, so sind die Mitglieder des Gesellenausschusses 
schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einzuladen (§ 40 Abs. 3 Nr. 2). 
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§ 22  
Verlauf der Bundesinnungsversammlung 

 
(1) Der Bundesinnungsmeister (Präsident) leitet die Bundesinnungsversammlung; er-

folgt die Einberufung der Bundesinnungsversammlung auf Verlangen der Hand-
werkskammer, so kann sie durch deren Vertreter geleitet werden. 

 
 
(2) Der Bundesinnungsmeister (Präsident) ist berechtigt, Versammlungsteilnehmer, die 

seiner zur Leitung der Verhandlungen getroffenen Anordnungen nicht nachkom-
men, oder sich ungebührlich benehmen, aus der Versammlung auszuschließen. 

 
 
(3) Über den Verlauf der Bundesinnungsversammlung ist eine Niederschrift anzuferti-

gen, in der sämtliche Beschlüsse, Wahlen und Abstimmungen enthalten sein müs-
sen. Die Niederschrift ist von dem Bundesinnungsmeister (Präsidenten) und dem 
Protokollführer zu unterzeichnen und der nächsten ordentlichen Bundesinnungsver-
sammlung zur Genehmigung vorzulegen. Der Teil der Niederschrift, der Angele-
genheiten betrifft, in denen der Gesellenausschuss zu beteiligen ist, ist dem Vorsit-
zenden des Gesellenausschusses zuzuleiten. 

 
 
 

§ 23  
Wahlen der Bundesinnungsversammlung 

 
Die von der Bundesinnungsversammlung vorzunehmenden Wahlen werden mit verdeck-
ten Stimmzetteln vorgenommen. Bei Stimmengleichheit ist die Wahl zu wiederholen. Bei 
erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. Offene Wahlen durch Handabstimmung 
sind zulässig, wenn niemand widerspricht. 
 
 
 

Vorstand 
 

§ 24  
Zusammensetzung und Amtsdauer 

 
(1) Der Vorstand besteht aus drei Personen, dem Bundesinnungsmeister (Präsidenten) 

und seinen beiden Stellvertretern, dem stellvertretenden Bundesinnungsmeister 
Wirtschaft, Recht und Ausbildung (Vizepräsidenten Wirtschaft, Recht und Ausbil-
dung) sowie dem stellvertretenden Bundesinnungsmeister Technik (Vizepräsiden-
ten Technik). 

 
 
(2) Die Amtsdauer des Vorstandes beträgt 4 Jahre. Die Mitglieder des Vorstandes blei-

ben nach Ablauf ihrer Wahlzeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger das Amt ange-
treten haben. Wiederwahl ist zulässig. Scheiden Mitglieder des Vorstandes vor Ab-
lauf ihrer Wahlzeit aus, so ist in der nächsten ordentlichen Bundesinnungsver-
sammlung eine Neuwahl für den Rest der Wahlzeit vorzunehmen. 
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(3) Die Bundesinnungsversammlung kann die Bestellung des Vorstandes oder einzel-
ner seiner Mitglieder aus wichtigem Grund widerrufen. Die §§ 5 und 10 gelten ent-
sprechend. Der Widerruf kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwe-
senden Stimmberechtigten beschlossen werden. Der Verhandlungsgegenstand 
kann nicht nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

 
 
(4) Die Mitglieder des Vorstandes verwalten ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich. Für 

bare Auslagen und Zeitversäumnis wird Ersatz und Entschädigung nach den von 
der Bundesinnungsversammlung zu beschließenden Sätzen gewährt werden. Die 
Zahlung eines pauschalierten Ersatzes für bare Auslagen und Zeitversäumnis in 
Form von Tage- und Übernachtungsgeldern ist zulässig. 

 
 
 

§ 25  
Wahl des Vorstandes  

 
(1) Der Bundesinnungsmeister (Präsident) und seine Stellvertreter werden von der 

Bundesinnungsversammlung in je einem besonderen Wahlgang mit absoluter 
Stimmenmehrheit der anwesenden Stimmberechtigten gewählt. Fällt die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen nicht auf eine Person, so findet eine engere Wahl unter 
denjenigen beiden Personen statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. 
Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Wahl des Vorstan-
des ist der Handwerkskammer binnen einer Woche anzuzeigen. 

 
 
(2) Die Wahl des Bundesinnungsmeisters (Präsidenten) findet unter Leitung eines Bun-

desinnungsmitgliedes, die Wahl der übrigen Vorstandsmitglieder unter Leitung des 
Bundesinnungsmeisters (Präsidenten) statt. 

 
 
 

§ 26  
Sitzungen/Beschlüsse 

 
(1) Sitzungen des Vorstandes finden nach Bedarf statt; sie müssen auf Antrag von min-

destens einem Mitglied des Vorstandes einberufen werden.  
 
 
(2) Der Bundesinnungsmeister (Präsident) lädt über die Geschäftsstelle schriftlich zu 

den Sitzungen des Vorstandes ein und leitet sie; in Ausnahmefällen kann die Einla-
dung auch mündlich oder fernmündlich erfolgen. Der Gesellenausschuss kann je-
derzeit im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben Vorschläge zur Tagesordnung für 
die nächste Vorstandssitzung einreichen. Sollen Angelegenheiten des § 40 Abs. 2 
beraten oder beschlossen werden, so hat die Beteiligung des Gesellenausschusses 
gem. § 40 Abs. 3 Nr. 1 zu erfolgen. 

 
 
(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn einschließlich des Bundesinnungsmeisters 

(Präsidenten) mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse wer-
den mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag 
als abgelehnt. An der Beratung und Beschlussfassung über solche Angelegenhei-
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ten, die das persönliche Interesse eines Vorstandsmitgliedes berühren, darf dieses 
nicht teilnehmen. 

 
 
(4) In eiligen Angelegenheiten kann ein Vorstandsbeschluss, wenn kein Mitglied des 

Vorstands widerspricht, schriftlich oder fernmündlich herbeigeführt werden. 
 
 
(5) Über Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, 

die von dem Bundesinnungsmeister (Präsidenten) und dem Protokollführer zu un-
terzeichnen ist. § 22 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
 
 

§ 27  
Vertretung der Bundesinnung 

 
(1) Der Bundesinnungsmeister (Präsident) und der Geschäftsführer, im Verhinderungs-

fall deren Vertreter, vertreten gemeinsam die Bundesinnung gerichtlich und außer-
gerichtlich. 

 
 
(2) Willenserklärungen, welche die Bundesinnung vermögensrechtlich verpflichten, 

bedürfen der Schriftform; sie müssen vom Bundesinnungsmeister (Präsidenten) 
und dem Geschäftsführer unterzeichnet sein. Dies gilt nicht für laufende Geschäfte 
der Verwaltung. 

 
 
 

§ 28  
Geschäftsführung 

 
(1) Dem Vorstand obliegt die Verwaltung der Bundesinnung, soweit sie nicht gesetzlich 

oder durch Bestimmungen der Satzung und der Nebensatzungen der Bundesin-
nungsversammlung vorbehalten oder anderen Organen übertragen ist. Die Ge-
schäfte der Bundesinnung werden nach den Richtlinien des Vorstandes von dem 
Geschäftsführer geführt. 

 
 
(2) Die Erledigung der laufenden Geschäfte der Verwaltung obliegt dem Geschäftsfüh-

rer. Insoweit vertritt er die Bundesinnung. Laufende Geschäfte der Verwaltung sind 
alle Verwaltungsaufgaben, die nach Art und Ausmaß regelmäßig wiederkehren. 

 
 
(3) Der Geschäftsführer oder eine andere von diesem oder vom Vorstand bevollmäch-

tigte Person kann die Bundesinnungsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen in Gerichtsverfahren vertreten. 

 
 
(4) Der Geschäftsführer der Bundesinnung ist berechtigt, an den Sitzungen der Bun-

desinnungsorgane teilzunehmen, soweit es sich nicht um eigene Angelegenheiten 
handelt. 
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(5) Die Mitglieder des Vorstandes sind zur ordnungsgemäßen Verwaltung verpflichtet; 
sie haften für jeden aus einer Pflichtverletzung entstandenen Schaden, soweit ihnen 
grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz zur Last fällt; sind mehrere für den Schaden ver-
antwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner. 

 
 
 

Ausschüsse 
 

§ 29  
Allgemeines 

 
(1) Die Bundesinnung hat ständige Ausschüsse; außerdem können für bestimmte An-

gelegenheiten besondere Ausschüsse errichtet werden. 
 
 
(2) Die Mitglieder der Ausschüsse verwalten ihr Amt als Ehrenamt. § 24 Abs. 4 gilt ent-

sprechend. 
 
 
(3) Die Ausschüsse haben die in ihren Geschäftsbereich fallenden Angelegenheiten 

vorzuberaten. Über das Ergebnis ihrer Beratungen haben sie, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, über die Geschäftsführung an den Vorstand zu berichten. 

 
 
 

§ 30  
Zusammensetzung und Amtszeit 

 
(1) Der Vorsitzende und die Mitglieder der Ausschüsse - mit Ausnahme des Kassen- 

und Rechnungsprüfungsausschusses - werden auf 4 Jahre mit einfacher Stimmen-
mehrheit gewählt. 

 
 
(2) Für die Mitglieder sind Stellvertreter zu wählen. Wiederwahl ist zulässig. § 24 Abs. 2 

Satz 4 und Abs. 3 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass Neuwahl, Berufung und 
Widerruf von den Stellen durchgeführt werden, die für die Bestellung der Aus-
schussmitglieder zuständig sind. 

 
 
(3) Die Mitglieder der Ausschüsse bleiben nach Ablauf ihrer Wahlzeit so lange im Amt, 

bis ihre Nachfolger das Amt angetreten haben. 
 
 
(4) Die Vorstandsmitglieder können an den Sitzungen der Ausschüsse - mit Ausnahme 

des Gesellenausschusses, des Gesellenprüfungsausschusses und des Kassen- 
und Rechnungsprüfungsausschusses - und der Arbeitskreise mit beratender Stim-
me teilnehmen. Der Kassen- und Rechnungsprüfungsausschuss kann das Vor-
standsmitglied jedoch anhören. Das gleiche Recht steht dem Vorsitzenden des Ge-
sellenausschusses bei den Ausschüssen mit Gesellenwirkung zu. 
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§ 31  
Beschlüsse der Ausschüsse 

 
Die ständigen Ausschüsse sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, beschlussfähig, wenn 
einschließlich des Vorsitzenden mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die 
Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. 
Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Über die Beschlüsse ist eine Nie-
derschrift anzufertigen. 
 
 
 

§ 32  
Ständige und besondere Ausschüsse 

 
(1) Ständige Ausschüsse sind 
 

1. der Ausschuss zur Förderung der Berufsbildung, 
 
2. Gesellen- und Zwischenprüfungsausschüsse, sofern die Handwerkskammer 

die Bundesinnung zur Errichtung ermächtigt hat, 
 
3. der Kassen- und Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
 

(2) Ferner soll die Bundesinnung einen Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten 
zwischen Ausbildenden und Lehrlingen (Auszubildenden) nach § 111 ArbGG er-
richten. 

 
 
(3) Den Mitgliedern der in Abs. 1 Nr. 1 und 2 und in Abs. 2 genannten Ausschüsse sind 

die für ihre Tätigkeit erforderliche Arbeitsmittel unentgeltlich zur Verfügung zu stel-
len. 

 
 
 

Ausschuss zur Förderung der Berufsbildung 
 

§ 33  
Zusammensetzung/Wahl  

 
(1) Der Ausschuss zur Förderung der Berufsbildung besteht aus einem Vorsitzenden 

(Lehrlingswart) und 4 Beisitzern, von denen die Hälfte Mitglieder der Bundesinnung, 
die in der Regel Gesellen oder Lehrlinge (Auszubildende) beschäftigen, und die an-
dere Hälfte Gesellen, die die Voraussetzungen der Wählbarkeit für den Gesellen-
ausschuss erfüllen, sein müssen. 

 
 
(2) Der Vorsitzende sowie die Beisitzer, die Bundesinnungsmitglieder sind, werden von 

der Bundesinnungsversammlung, die Beisitzer, die Gesellen sind, werden von dem 
Gesellenausschuss gewählt. 
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§ 34  
Aufgaben 

 
Der Ausschuss hat nach Maßgabe der für die Berufsbildung geltenden Vorschriften alle 
Angelegenheiten, welche die Berufsbildung betreffen, zu beraten. 
 
 
 

Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Ausbil-
denden und Lehrlingen (Auszubildenden) 

 
§ 35  

Zusammensetzung/Vorsitz/Beisitzer 
 
(1) Die Bundesinnung kann einen Ausschuss zur Schlichtung von Streitigkeiten zwi-

schen Ausbildenden und Lehrlingen (Auszubildenden) errichten. 
 
 
(2) Der Ausschuss besteht aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Der Vorsitzende 

muss die Befähigung zum Richteramt haben und darf nicht Mitglied der Bundesin-
nung und weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer in einem gewerblichen Betrieb 
sein. Ein Beisitzer muss Bundesinnungsmitglied sein und in der Regel Gesellen o-
der Lehrlinge (Auszubildende) beschäftigen; der andere Beisitzer muss Geselle sein 
und die Voraussetzungen der Wählbarkeit für den Gesellenausschuss erfüllen. Sol-
len Streitigkeiten aus dem Betrieb der Beisitzer verhandelt werden, sind die entspre-
chenden Vertreter einzusetzen.  

 
 
(3) Der Vorsitzende wird durch die Kreishandwerkerschaft auf Vorschlag des Bundes-

innungsvorstandes unter Beachtung von § 67 Abs. 3 HwO bestellt; das Bundesin-
nungsmitglied wird von der Bundesinnungsversammlung, der Gesellenbeisitzer wird 
vom Gesellenausschuss gewählt. 

 
 
 

§ 36  
Aufgaben 

 
(1) Der Entscheidung des Ausschusses unterliegen Streitigkeiten zwischen Ausbilden-

den und ihren Lehrlingen (Auszubildenden) aus allen Berufsbildungsverhältnissen 
der in der Bundesinnung vertretenen Handwerke ihres Bezirkes. 

 
(2) Für das Verfahren vor dem Ausschuss gelten die Vorschriften des Arbeitsgerichts-

gesetzes und ergänzend die von der Handwerkskammer erlassene Verfahrensord-
nung. 

 
(3) Der Ausschuss entscheidet über Streitigkeiten 

1. aus dem Ausbildungsverhältnis, 
2. über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Ausbildungsverhältnisses, 
3. aus Verhandlungen über die Eingehung eines Ausbildungsverhältnisses, 
4. aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Ausbildungsverhältnis in 

Zusammenhang stehen. 
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(4) Die Zuständigkeit des Ausschusses entfällt, wenn das Ausbildungsverhältnis un-
streitig nicht mehr besteht. 

 
 
 

§ 37  

Geschäftsführung des Schlichtungsausschusses 
 
Die Geschäftsführung des Ausschusses wird von der Kreishandwerkerschaft wahrge-
nommen. 
 
 
 

Gesellen- und Zwischenprüfungsausschüsse 
 

§ 38  
Prüfungsordnung/Kosten 

 
Ermächtigt die Handwerkskammer die Bundesinnung zur Errichtung von Prüfungsaus-
schüssen, so gilt für die Gesellen- und Zwischenprüfungen die von der Handwerkskam-
mer erlassene Prüfungsordnung. Die Kosten der Gesellen- und Zwischenprüfungen trägt 
die Bundesinnung, der auch die Prüfungsgebühren zufließen. 
 
 
 

Kassen- und Rechnungsprüfungsausschuss 
 

§ 39  
Zusammensetzung/Amtszeit 

 
Der Kassen- und Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus mindestens zwei Bundesin-
nungsmitgliedern, die nicht dem Vorstand angehören dürfen. Sie werden von der Bun-
desinnungsversammlung auf die Dauer von jeweils einem Jahr gewählt.  

 
 
 

Gesellenausschuss 
 

§ 40  
Zusammensetzung/Beteiligung 

 
(1) Im Interesse eines guten Verhältnisses zwischen den Bundesinnungsmitgliedern 

und den bei ihnen beschäftigten Gesellen (§ 54 Abs. 1 Nr. 2 HwO) wird bei der 
Bundesinnung ein Gesellenausschuss errichtet. Der Gesellenausschuss hat die Ge-
sellenmitglieder der Ausschüsse zu wählen, bei denen die Mitwirkung der Gesellen 
durch Gesetz oder Satzung vorgesehen ist. 

 
 
(2) Der Gesellenausschuss ist zu beteiligen 
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1. bei Erlass von Vorschriften über die Regelung der Lehrlingsausbildung (§ 54 
Abs. 1 Nr. 3 HwO), 

 
2. bei Maßnahmen zur Förderung und Überwachung der beruflichen Ausbildung 

und zur Förderung der charakterlichen Entwicklung der Lehrlinge (§ 54 Abs. 1 
Nr. 3 HwO), 

 
3. bei der Errichtung der Gesellenprüfungsausschüsse (§ 54 Abs. 1 Nr. 4 HwO), 
 
4. bei Maßnahmen zur Förderung des handwerklichen Könnens der Gesellen, 

insbesondere bei der Errichtung oder Unterstützung der zu dieser Förderung 
bestimmten Fachschulen und Lehrgänge (§ 54 Abs. 1 Nr. 5 HwO), 

 
5. bei der Mitwirkung an der Verwaltung von Berufsschulen gemäß den Vorschrif-

ten der Unterrichtsverwaltungen (§ 54 Abs. 1 Nr. 6 HwO), 
 
6. bei der Wahl oder Benennung der Vorsitzenden von Ausschüssen, bei denen 

die Mitwirkung der Gesellen durch Gesetz oder Satzung vorgesehen ist, 
 
7. bei der Begründung und Verwaltung aller Einrichtungen, für welche die Gesel-

len Beiträge entrichten oder eine besondere Mühewaltung übernehmen oder 
die zu ihrer Unterstützung bestimmt sind. 

 
 

(3) Die Beteiligung des Gesellenausschusses hat mit der Maßgabe zu erfolgen, dass 
 

1. bei der Beratung und Beschlussfassung des Vorstandes der Bundesinnung 
mindestens ein Mitglied des Gesellenausschusses mit vollem Stimmrecht teil-
nimmt, 

 
2. bei der Beratung und Beschlussfassung der Bundesinnungsversammlung seine 

sämtlichen Mitglieder mit vollem Stimmrecht teilnehmen, 
 
3. bei der Verwaltung von Einrichtungen, für welche die Gesellen Aufwendungen 

zu machen haben, vom Gesellenausschuss gewählte Gesellen in gleicher Zahl 
zu beteiligen sind wie die Bundesinnungsmitglieder.  

 
 

(4) Zur Durchführung von Beschlüssen der Bundesinnungsversammlung in den in Ab-
satz 2 bezeichneten Angelegenheiten bedarf es der Zustimmung des Gesellenaus-
schusses. Wird die Zustimmung versagt oder nicht in angemessener Frist erteilt, so 
kann die Bundesinnung die Entscheidung der Handwerkskammer binnen eines Mo-
nats beantragen. 

 
 
(5) Die Beteiligung des Gesellenausschusses entfällt in den Angelegenheiten, die Ge-

genstand eines von der Bundesinnung abgeschlossenen oder abzuschließenden 
Tarifvertrages sind. 

 
 
 
 
 
 



 

 

20 
 

§ 41  
Zusammensetzung/Amtszeit/Beschlüsse/Freistellung 

 
(1) Der Gesellenausschuss besteht aus dem Vorsitzenden (Altgesellen) und 4 weiteren 

Mitgliedern. Für die Mitglieder des Gesellenausschusses sind Stellvertreter zu wäh-
len, die im Falle der Verhinderung oder des Ausscheidens für den Rest der Wahl-
zeit in der Reihenfolge der Wahl eintreten. 

 
 
(2) Für den Gesellenausschuss gelten die Bestimmungen der §§ 29 Abs. 2, 30 Abs. 1 

und 31 entsprechend. 
 
 

(3) Mitglieder des Gesellenausschusses behalten, auch wenn sie nicht mehr bei Bun-
desinnungsmitgliedern beschäftigt sind, solange sie im Bezirk der Bundesinnung im 
Betrieb eines selbständigen Handwerkers verbleiben, die Mitgliedschaft noch bis 
zum Ende der Wahlzeit, jedoch höchstens für ein Jahr. Im Falle eintretender Ar-
beitslosigkeit behalten sie ihr Amt bis zum Ende der Wahlzeit. 

 
 
(4) Die Mitglieder des Gesellenausschusses dürfen in der Ausübung ihrer Tätigkeit 

nicht behindert werden. Auch dürfen sie deswegen nicht benachteiligt oder begüns-
tigt werden. Die Mitglieder des Gesellenausschusses sind, soweit es zur ordnungs-
gemäßen Durchführung der ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben erforderlich 
ist und wichtige betriebliche Gründe nicht entgegenstehen, von ihrer beruflichen Tä-
tigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgelts freizustellen. 

 
 
(5) Zu den Kosten des Gesellenausschusses zählen auch die anteiligen Lohn- und 

Lohnnebenkosten, die dem Arbeitgeber durch die Freistellung der Mitglieder des 
Gesellenausschusses von ihrer beruflichen Tätigkeit entstehen. Diese Kosten sind 
dem Arbeitgeber auf Antrag von der Bundesinnung zu erstatten. 

 
 
 

§ 42  
Wahlberechtigung/Wählbarkeit 

 
(1) Berechtigt zur Wahl des Gesellenausschusses sind die bei den Bundesinnungs-

mitgliedern beschäftigten Gesellen. Geselle ist, wer eine Gesellenprüfung oder eine 
entsprechende Abschlussprüfung abgelegt hat oder wer nicht nur vorübergehend in 
einem Handwerksbetrieb mit Arbeiten betraut ist, die gewöhnlich nur von einem Ge-
sellen oder Facharbeiter ausgeführt werden.  

 
 
(2) Eine kurzzeitige Arbeitslosigkeit lässt das Wahlrecht unberührt, wenn diese vom 

Zeitpunkt der Wahl nicht länger als 3 Monate besteht. 
 
 
(3) Wählbar ist jeder Geselle, der 
 

1. volljährig ist, 
 
2. eine Gesellenprüfung oder eine entsprechende Abschlussprüfung abgelegt hat  
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und 
 
3. seit mindestens drei Monaten in dem Betrieb eines der Bundesinnung angehö-

renden selbständigen Handwerkers beschäftigt ist. 
 
 

(4) Nicht wahlberechtigt und nicht wählbar sind Personen, die infolge gerichtlicher Ent-
scheidung das Recht nicht besitzen, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen o-
der zu stimmen. 

 
 
(5) Zur Stimmabgabe bedarf der Geselle einer Bescheinigung, aus der sich ergibt, seit 

wann er in dem Betrieb eines Bundesinnungsmitgliedes als Geselle beschäftigt ist. 
Die Bundesinnungsmitglieder haben diese Bescheinigung den bei ihnen beschäftig-
ten Gesellen auf Verlangen auszustellen. Die Bescheinigungen können auch in Lis-
ten zusammengefasst werden. Die Wahlberechtigung kann auch auf andere Weise 
nachgewiesen werden. 

 
 

 
§ 43  

Vorbereitung der Wahl 
 
(1) Die Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist vorbehaltlich der Bestimmung 

des § 48 in einer Wahlversammlung der wahlberechtigten Gesellen durchzuführen. 
Zeit und Ort der Wahlversammlung bestimmt der amtierende Gesellenausschuss 
spätestens vier Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit. Soweit ein Ausschuss nicht be-
steht, bestimmt der Bundesinnungsmeister (Präsident) Zeit und Ort der Wahlver-
sammlung mit gleicher Frist.  

 
(2) Der Wahltermin muss so gelegt werden, dass dem beschäftigenden Mitgliedsbe-

trieb kein Lohnausfall entsteht. Etwa entstandener Lohnausfall wird durch die Bun-
desinnung nicht ersetzt. Der Gesellenausschuss oder ggf. der Bundesinnungs-
meister (Präsident) hat die Wahlberechtigten mindestens zwei Wochen vor dem 
Wahltermin zur Wahlversammlung durch Bekanntmachung einzuladen. Die Bun-
desinnungsmitglieder sollen die bei ihnen beschäftigten wahlberechtigten Gesellen 
auf die Wahl aufmerksam und Hinweise des Altgesellen bzw. des Bundesinnungs-
meisters (Präsidenten) zur Wahl bekannt machen. 

 
 
 

§ 44  
Wahl 

 
(1) Die Wahl des Gesellenausschusses findet unter Leitung des Altgesellen oder eines 

wahlberechtigten Gesellen statt. Er hat vor Beginn der Wahl das Wahlverfahren zu 
erläutern und für den ordnungsgemäßen Ablauf der Wahl zu sorgen.  

 
 
(2) Die Mitglieder des Gesellenausschusses und deren Stellvertreter werden mit ver-

deckten Stimmzetteln in einem Wahlgang von den anwesenden Wahlberechtigten 
in allgemeiner, unmittelbarer und gleicher Wahl gewählt. 
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(3) Wahlvorschläge können durch Zuruf oder schriftlich gemacht werden. Schriftliche 
Wahlvorschläge sind in der Wahlversammlung dem Wahlleiter zu übergeben. Die-
ser prüft die Wahlvorschläge daraufhin, ob die genannten Bewerber die Vorausset-
zungen der Wählbarkeit (§ 42) erfüllen. Wahlvorschläge, die diesem Erfordernis 
nicht entsprechen, sind zurückzuweisen. Abwesende können vorgeschlagen wer-
den. Die gültigen Wahlvorschläge sind vom Wahlleiter vor Beginn der Wahl der 
Wahlversammlung bekannt zu geben. 

 
 
(4) Der Wahlleiter händigt jedem Wahlberechtigten gegen Vorlage der Bescheinigung 

über die Beschäftigung bei einem Mitglied der Bundesinnung (§ 42 Abs. 5) einen 
Stimmzettel aus. 

 
 
(5) Der Wahlberechtigte bezeichnet die wählbaren Personen, denen er seine Stimme 

gibt, mit deren Vor- und Zunamen auf dem Stimmzettel und übergibt diesen zu-
gleich mit seiner Beschäftigungsbescheinigung (§ 42 Abs. 5) dem Wahlleiter. Der 
Wahlleiter kann verlangen, dass sich der Wähler durch seinen Personalausweis 
ausweist. Jeder Wahlberechtigte kann auf seinem Stimmzettel so viele wählbare 
Gesellen bezeichnen, wie Mitglieder und Stellvertreter in den Gesellenausschuss zu 
wählen sind. 

 
 
(6) Nach Beendigung der Stimmabgabe stellt der Wahlleiter fest, wie viele Stimmen auf 

die einzelnen Bewerber entfallen. Gewählt sind die Bewerber, welche die meisten 
Stimmen auf sich vereinigen, und zwar gelten die ersten 4 als Mitglieder, die fol-
genden 4 als Stellvertreter. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 
 
(7) Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Wahlleiter 

und einem weiteren Gesellen zu unterzeichnen ist. 
 
 
 

§ 45  
Ergebnislose Wahlversammlung 

 
(1) Führt die Wahlversammlung zu keinem Ergebnis, so ist von dem Altgesellen oder 

ggf. vom Bundesinnungsmeister (Präsidenten) innerhalb von zwei Wochen seit der 
ersten Wahlversammlung zur Einreichung von schriftlichen Wahlvorschlägen aufzu-
fordern. § 43 Abs. 2 Satz 4 findet entsprechende Anwendung. 

 
 
(2) In der Aufforderung zur Abgabe schriftlicher Wahlvorschläge sind die Erfordernisse 

dieser Wahlvorschläge (§ 46) bekanntzugeben. 
 
 
 

§ 46  
Wahlvorschläge 

 
(1) Jeder Wahlvorschlag muss die Namen von so vielen Bewerbern enthalten wie Mit-

glieder und soll so viele Bewerber enthalten, wie Mitglieder und Stellvertreter für 
den Gesellenausschuss zu wählen sind. Die Bewerber sind mit Vor- und Zunamen, 
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Beruf, Anschrift und Beschäftigungsbetrieb so deutlich zu bezeichnen, dass über ih-
re Person kein Zweifel besteht. Auch muss aus dem Wahlvorschlag zweifelsfrei 
hervorgehen, wer als Mitglied und wer als Stellvertreter vorgeschlagen wird. Dem 
Wahlvorschlag muss die Zustimmungserklärung der vorgeschlagenen Bewerber 
beigefügt werden.  

 
 
(2) Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens einem Wahlberechtigten unterzeichnet 

sein. Der Unterzeichner des Wahlvorschlages muss bei der Unterschrift seinen Be-
ruf, Beschäftigungsbetrieb und seine Anschrift angeben. Die Unterschrift muss le-
serlich sein. 

 
 
(3) Die Wahlvorschläge müssen innerhalb von drei Wochen seit der Aufforderung zur 

Einreichung von Wahlvorschlägen bei der Bundesinnungsgeschäftsstelle einge-
reicht werden. 

 
 

 
§ 47  

Prüfung der Wahlvorschläge 
 
Der Altgeselle oder ggf. der Bundesinnungsmeister (Präsident) prüft zusammen mit der 
Bundesinnungsgeschäftsstelle die Wahlvorschläge daraufhin, ob die genannten Bewer-
ber die Voraussetzungen der Wählbarkeit erfüllen (§ 42) und ob die Wahlvorschläge den 
Erfordernissen des § 46 entsprechen. Wahlvorschläge, die diesen Anforderungen nicht 
genügen, sind zurückzuweisen. Gültige Wahlvorschläge sind nach dem Namen des im 
Vorschlag zuerst genannten Bewerbers zu bezeichnen. 
 
 
 

§ 48  
Wahlvorschlag 

 
(1) Wird nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so gelten die darin bezeichneten 

Bewerber als gewählt. 
 
 
(2) Waren in dem Wahlvorschlag Stellvertreter nicht in genügender Zahl bezeichnet, so 

werden die fehlenden Stellvertreter in einer Zusatzwahl ermittelt. Für diese Zusatz-
wahl gelten die §§ 45 - 48 Abs. 1 sowie 49 und 50 entsprechend. 

 
 
 

§ 49  
Mehrere Wahlvorschläge/Sitzverteilung 

 
(1) Sind mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht worden, so bestimmt der Altge-

selle oder ggf. der Bundesinnungsmeister (Präsident) Zeit und Ort der zweiten 
Wahlversammlung. Die Wahlversammlung muss innerhalb von vier Wochen seit 
Ablauf der Frist zur Einreichung von Wahlvorschlägen (§ 46 Abs. 3) stattfinden. Der 
§ 43 Abs. 2 findet Anwendung. 
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(2) Die Sitze im Gesellenausschuss und die Stellvertreter werden auf die Wahlvor-

schläge nach dem Verhältnis der ihnen zugefallenen Gesamtstimmenzahl in der 
Weise verteilt, dass diese Zahlen der Reihe nach durch 1, 2, 3, 4, usw. geteilt und 
von den dabei gefundenen, der Größe nach zu ordnenden Zahlen, so viele Höchst-
zahlen ausgesondert werden, als Bewerber zu zählen sind (d'Hondt'sches System). 
Jeder Wahlvorschlag erhält so viele Sitze im Gesellenausschuss und Stellvertreter 
wie Höchstzahlen auf ihn entfallen. Sind Höchstzahlen gleich, entscheidet über die 
Reihenfolge ihrer Zuteilung das Los. 

 
 
(3) § 44 Abs. 5 Satz 1 und 2, Abs. 6 Satz 1 und Abs. 7 finden entsprechend Anwen-

dung. 
 
 
 

§ 50  
Protokoll/Einspruch 

 
(1) Der Wahlleiter hat die Niederschrift über die Wahlhandlung sowie die sonstigen 

Unterlagen der Geschäftsstelle der Bundesinnung auszuhändigen. 
 
 
(2) Der Vorstand der Bundesinnung prüft gemeinsam mit dem Wahlleiter das Ergebnis 

der Wahl und stellt fest, ob die Gewählten die gesetzlichen und satzungsmäßigen 
Voraussetzungen für die Wahl erfüllen. Gegen die Wahlfeststellung kann jeder 
durch die Entscheidung Betroffene binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Wahlfeststellung Einspruch erheben. Der Einspruch ist schriftlich einzulegen und zu 
begründen. Über den Einspruch entscheidet die Bundesinnungsversammlung. 

 
 
(3) Das Ergebnis der Wahl der Mitglieder des Gesellenausschusses ist in dem für die 

Bekanntmachung der zuständigen Handwerkskammer bestimmten Organ zu veröf-
fentlichen. In der Veröffentlichung sind Name und Anschrift des Gewählten sowie 
Anschrift des Betriebes, in dem er beschäftigt ist, anzugeben. 

 
 
 

§ 51  
Vorsitzender/Beschlüsse 

 
(1) Der Gesellenausschuss wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden (Altgeselle), einen 

Schriftführer und deren Stellvertreter. 
 
 
(2) Der Altgeselle lädt ein und leitet die Versammlungen des Gesellenausschusses. 
 
 
(3) Der Gesellenausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglie-

der anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der An-
wesenden gefasst; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
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(4) Über die Verhandlungen und Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufertigen, die von 
dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

 
 
 

Arbeitskreise 
 

§ 52  
Allgemeines 

 
(1) Die Bundesinnung kann ständige und besondere Arbeitskreise einrichten.  
 
 
(2) Ständige Arbeitskreise sind 
 
 1. der Arbeitskreis Wirtschaft und Recht 
 

2. der Arbeitskreis Tariffragen 
 
 3. der Arbeitskreis Technik 
 
 4. der Arbeitskreis Regionalanliegen. 

 
 

(3) Für die Erledigung bestimmter Aufgaben können unter Beachtung der Vorgaben 
 des § 3 besondere Arbeitskreise eingerichtet werden. 
 
 
 

§ 53  
Aufgaben der Arbeitskreise 

 
(1) Die Arbeitskreise sind kein Organ der Bundesinnung. Sie haben eine beratende 

Funktion für den Vorstand. Der Arbeitskreis Regionalanliegen ist bei allen grundle-
genden verbands-, gewerbe- sowie tarifpolitischen Entscheidungen der Bundesin-
nung in die Entscheidungsfindung des Vorstandes einzubeziehen; er hat insoweit 
ein Anhörungsrecht. Der Arbeitskreis Regionalanliegen kann darüber hinausgehend 
dem Vorstand seine Beschlüsse zur Stellungnahme vorlegen. Der Vorstand ist ver-
pflichtet, zügig, spätestens binnen 4 Wochen seit Eingang der Beschlüsse in der 
Geschäftsstelle, hierzu Stellung zu nehmen. 

 
 Der Arbeitskreis Regionalanliegen kann vom Vorstand verlangen, dass sowohl die 

Beschlüsse des Arbeitskreises als auch die Stellungnahme des Vorstandes der Mit-
gliedschaft in der nächsten zeitlich folgenden Ausgabe der regelmäßigen Mit-
gliedsinformationen übermittelt wird, spätestens binnen 4 Wochen nach Eingang 
des Mitteilungsverlangens in der Geschäftsstelle. 

 
 Für bestimmte Aufgabenstellungen können die Arbeitskreise - soweit der Vorstand 

nicht widerspricht - Arbeitsgruppen einrichten. 
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(2) Die Mitglieder der Arbeitskreise wählen aus ihrer Mitte den jeweiligen Arbeitskreis-
leiter sowie dessen Stellvertreter.  

 
 
(3) Die Sitzungen der Arbeitskreise werden nach Bedarf vom jeweiligen Arbeitskreislei-

ter über die Geschäftsstelle der Bundesinnung einberufen. Die Termine sind mit 
dem Geschäftsführer der Bundesinnung abzustimmen. An den Sitzungen der Ar-
beitskreise können Mitglieder des Vorstandes sowie die Geschäftsführung jederzeit 
mit beratender Stimme teilnehmen. 

 
 
(4) Über Arbeitsergebnisse und die im Arbeitskreis gefassten Beschlüsse gibt der Ar-

beitskreisleiter der Geschäftsstelle der Bundesinnung unverzüglich einen schriftli-
chen Bericht (Sitzungsprotokoll), der sodann dem Vorstand zur Kenntnis gebracht 
wird. 

 
 
(5) Die Amtszeit der ständigen Arbeitskreise deckt sich mit der Amtszeit des Vorstan-

des. 
 
 
 

§ 54  
Mitgliedschaft in den Arbeitskreisen 

 
(1) Die Mitglieder der Arbeitskreise Wirtschaft und Recht, Tariffragen sowie Technik 

werden von dem zuständigen stellvertretenden Bundesinnungsmeister (Vizepräsi-
denten) vorgeschlagen und bedürfen der Bestätigung durch den Vorstand.  

 
 
(2) Der Arbeitskreis Regionalanliegen besteht aus den Landesbevollmächtigten. Die 

jeweiligen Landesbevollmächtigten sowie deren Stellvertreter werden in jedem Bun-
desland von den ordentlichen Mitgliedern der Bundesinnung, die in dem betreffen-
den Bundesland ihren Sitz haben, gewählt. Die Amtszeit der Landesbevollmächtig-
ten deckt sich mit der Amtszeit des Vorstandes. Die Interessen der Bundesinnung 
und seiner Mitglieder im regionalen Bereich werden von den Landesbevollmächtig-
ten und stellvertretenden Landesbevollmächtigten wahrgenommen. Hierzu gehören 
die Verhandlungen mit Landes- bzw. Kommunalbehörden sowie die fachliche Bera-
tung und Betreuung der Mitglieder im Regionalbereich sowie die Förderung der 
Teilnahmemöglichkeit der Mitglieder am Innungsleben. 

 
 
 

 
Tarifkommission 

 
§ 55 

 
Die Mitglieder der Tarifkommission sind zuständig für sämtliche Verhandlungen auf lohn- 
und sozialrechtlichem Gebiet und befugt zum Abschluss von einschlägigen Verträgen mit 
den Tarifpartnern. Die Tarifkommission besteht aus dem Bundesinnungsmeister (Präsi-
denten), dem stellvertretenden Bundesinnungsmeister aus dem Bereich Wirtschaft, Recht 
und Ausbildung und dem Geschäftsführer. 
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Regionalversammlungen 
 

§ 56 
 
(1) In den einzelnen Bundesländern finden Regionalversammlungen für die dort an-

sässigen Mitglieder der Bundesinnung statt. Die Regionalversammlungen werden 
durch die jeweiligen Landesbevollmächtigten bzw. deren Stellvertreter im Zusam-
menwirken mit der Geschäftsführung geleitet. Der Vorstand und der Leiter des Ar-
beitskreises Regionalanliegen haben das Recht an den Regionalversammlungen 
teilzunehmen. Die Bereiche der jeweiligen Regionalversammlungen werden unter 
Beachtung der geographischen, sozialen und wirtschaftlichen Zusammenhänge 
durch den Vorstand festgelegt. Der zuständige Landesbevollmächtigte ist zuvor zu 
befragen. 

 
 
(2) In den jeweiligen Bereichen findet mindestens einmal jährlich eine regionale Mitglie-

derversammlung statt. Die Mitglieder des Vorstandes, der Vorsitzende des Arbeits-
kreises Regionalanliegen sowie der Geschäftsführer sind jederzeit berechtigt, an 
den Regionalmitgliederversammlungen beratend teilzunehmen. Die regionalen Mit-
gliederversammlungen sollen die Gemeinschaft und den Gedankenaustausch unter 
den Mitgliedern innerhalb der Bundesinnung verstärken und ihnen auch regional die 
Teilnahme am Innungsleben erleichtern. Weiterhin dienen die Mitgliederversamm-
lungen der Information der Mitglieder sowohl in Fragen der Bundesinnung als auch 
in fachlicher Hinsicht. 

 
 
 

Beiträge 
 

§ 57  
Zusammensetzung 

 
(1) Die der Bundesinnung und ihrem Gesellenausschuss erwachsenden Kosten sind, 

soweit sie aus den Erträgen des Vermögens oder aus anderen Einkommen keine 
Deckung finden, von den Bundesinnungsmitgliedern durch Beiträge aufzubringen. 

 
 
(2) Der von jedem Bundesinnungsmitglied zu entrichtende Beitrag besteht aus einem 

Grundbeitrag und einem Zusatzbeitrag. Der Zusatzbeitrag wird erhoben in einem 
Tausendsatz der Lohn- und Gehaltssumme. 

 
 
(3) Bei Mischbetrieben, die neben den handwerklichen Leistungen aus dem Fachbe-

reich der Bundesinnung auch andere gewerbliche Leistungen erbringen, wird der 
Zusatzbeitrag auf der Grundlage des handwerklichen Betriebsanteils berechnet. 
Der Verwaltungsbereich ist hierbei anteilmäßig auf den handwerklichen Betriebsan-
teil umzulegen. 

 
 
(4) Soweit die Bundesinnung Beiträge nach dem Gewerbesteuermessbetrag, dem Ge-

werbekapital, dem Gewerbeertrag oder dem Gewinn aus Gewerbebetrieb bemisst, 
richtet sich die Zulässigkeit der Mitteilung der hierfür erforderlichen Besteuerungs-
grundlagen durch die Finanzbehörden für die Beitragsbemessung nach § 31 der 



 

 

28 
 

Abgabenordnung. Soweit die Beiträge nach der Lohn- und Gehaltssumme bemes-
sen werden, sind die beitragspflichtigen Bundesinnungsmitglieder verpflichtet, der 
Bundesinnung Auskunft durch Übermittlung eines Doppels des Lohnnachweises 
nach § 165 SGB VII zu geben. 

 
 
(5) Sofern das einzelne Bundesinnungsmitglied seine Einwilligung erteilt hat, kann die 

Bundesinnung bei der zuständigen Berufsgenossenschaft die Lohn- und Gehalts-
summe erfragen. 
 
 

(6) Die übermittelten Daten dürfen nur für den Zweck der Beitragsfestsetzung gespei-
chert und genutzt werden. 

 
 
(7) Die beitragspflichtigen Bundesinnungsmitglieder sind verpflichtet, der Bundesin-

nung Auskunft über die zur Festsetzung der Beiträge erforderlichen Grundlagen zu 
erteilen; die Bundesinnung ist berechtigt, die sich hierauf beziehenden Geschäfts-
unterlagen einzusehen und für die Erteilung der Auskunft eine Frist zu setzen. 

 
 
(8) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 113 Abs. 2 Satz 11 i. V. m. § 75 Abs. 3 

Handwerksordnung eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt, Unterlagen nicht vorlegt oder das Betreten von Grundstücken     
oder Geschäftsräumen oder die Vornahme von Prüfungen oder Besichtigungen 
nicht duldet. Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis 1.000,-- € 
geahndet werden. 

 
 
(9) Sind die für die Beitragsveranlagung erforderlichen Daten eines Bundesinnungs-

mitgliedes nach der vorgenannten Regelung nicht zu erhalten, ist die Bundesinnung 
berechtigt, diese Daten zu schätzen. 

 
 
(10) Die Beiträge werden bei der Feststellung des Haushaltsplans von der Bundesin-

nungsversammlung festgesetzt; bis zu einer anderweitigen Festsetzung sind die 
Beiträge in der bisherigen Höhe weiter zu entrichten. Beiträge sind mit Beginn des 
Haushaltsjahres fällig. Die Verpflichtung zur Beitragszahlung beginnt mit dem 1. des 
Monats, der auf die Aufnahme in die Bundesinnung folgt. 

 
 
(11) Durch Beschlussfassung der Bundesinnungsversammlung können auch außeror-

dentliche Beiträge nach einem in Absatz 2 festgelegten Maßstab erhoben werden. 
 
 
(12) Die Bundesinnung kann von Bundesinnungsmitgliedern und anderen Personen, die 

Tätigkeiten oder Einrichtungen der Bundesinnung in Anspruch nehmen, Gebühren 
erheben. 
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§ 58  
Haushalts-, Kassen-, Rechnungsführung 

 
(1) Für die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung gelten die Bestimmungen der 

von der Handwerkskammer aufgestellten Haushalts-, Kassen- und Rechnungsord-
nung. 

 
 
(2) Bei der Anlage des Vermögens der Bundesinnung ist mit besonderer Sorgfalt zu 

verfahren und insbesondere auf die Sicherheit der Anlage zu achten. 
 
 
 

Änderung der Satzung und Auflösung der Bundesinnung 
 

§ 59 
 
(1) Anträge auf Änderung der Satzung und der Nebensatzungen sowie auf Auflösung 

der Bundesinnung sind beim Vorstand schriftlich zu stellen; sie sind inhaltlich bei 
der Einberufung der Bundesinnungsversammlung den Mitgliedern und der Hand-
werkskammer innerhalb der Ladungsfrist bekanntzugeben. 

 
 
(2) Zur Verhandlung über Anträge auf Auflösung der Bundesinnung ist eine außeror-

dentliche nur zu diesem Zweck bestimmte Bundesinnungsversammlung einzuberu-
fen, zu der alle Mitglieder schriftlich einzuladen sind; die Einladung muss mindes-
tens vier Wochen vor dem festgesetzten Termin der Bundesinnungsversammlung 
abgeschickt werden. 

 
 
(3) Im Falle der Auflösung ist der Auflösungsbeschluss der Bundesinnung bekanntzu-

machen. Die Bundesinnungsmitglieder sind verpflichtet, die ordentlichen Beiträge 
für das laufende Jahr sowie die bereits umgelegten außerordentlichen Beiträge an 
die Liquidatoren zu zahlen. 

 
 
(4) Das Bundesinnungsvermögen ist zunächst zur Erfüllung der Verbindlichkeiten zu 

verwenden. Das hiernach verbleibende Vermögen wird gemäß Bundesinnungsbe-
schluss entweder der Kreishandwerkerschaft oder der Handwerkskammer oder 
dem Bundesverband Gerüstbau e. V. zur Verwendung für handwerksfördernde 
Zwecke überwiesen. Eine Aufteilung zwischen den genannten Institutionen ist mög-
lich. 

 
 
 

Rechtsaufsicht 
 

§ 60 
 
Die Handwerkskammer übt im Rahmen der geltenden Gesetze die Rechtsaufsicht über 
die Bundesinnung aus. 
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Bekanntmachung 
 

§ 61 
 
Die Bekanntmachungen der Bundesinnung erfolgen durch Rundschreiben. 
 
 
 

Übergangsregelungen 
 

§ 62  
Geschäftsstelle 

 
Die Geschäftsstelle des Bundesverbandes Gerüstbau, Rösrather Str. 645, 51107 Köln 
nimmt bis auf weiteres die Aufgaben der Geschäftsstelle der Bundesinnung für das Ge-
rüstbauer-Handwerk wahr. 
 
 
 

§ 63  
Geschäftsführung 

 
Die Geschäftsführung des Bundesverbandes Gerüstbau, Rösrather Str. 645, 51107 Köln 
übernimmt die Geschäftsführung der Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk unter 
Fortsetzung der bestehenden Vertragsbedingungen.    
 
 
 

§ 64  
Gründungsvorstand 

 
Das Präsidium des Bundesverbandes Gerüstbau, Rösrather Str. 645, 51107 Köln über-
nimmt bis zur ersten ordentlichen Bundesinnungsversammlung nach Genehmigung der 
Satzung der Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk die Aufgaben des Grün-
dungsvorstandes der Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk.  
 
 
 

§ 65  
Rechtsnachfolge 

 
Soweit der Bundesverband Gerüstbau, Rösrather Str. 645, 51107 Köln beschließt, dass 
die Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk dessen Rechtsnachfolge übernehmen 
soll, beabsichtigt die Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk diese anzutreten. 



   
 
 
 
Bundesinnung Gerüstbau   Fax: 02 21/870 60 - 90 
Susanne Bünder 
Rösrather Straße 645 
51107 Köln 
 
 

Bestellvordruck Fachregeln für den Gerüstbau 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Hiermit bestellen wir: 
 
Artikel Vergünstigter Mitgliedspreis 

Preis zzgl. 7 % Mwst. 
Nichtmitgliedspreis 

Preis zzgl. 7 % Mwst. 
Anzahl 

Fachregeln für den Gerüstbau FRG 1 
„Standgerüst als Fassaden- oder 
Raumgerüst aus vorgefertigten Bauteilen“ 
3. Auflage 09/2011 

15,00 € 55,00 €  

Fachregeln für den Gerüstbau FRG 2 
„Hängegerüste“ 
1. Auflage 01/2010 

15,00 € 55,00 €  

Fachregeln für den Gerüstbau FRG 4 
„Traggerüste“ 
1. Auflage 02/2008 

15,00 € 55,00 €  

 

Firma:   Mitglieds-Nr.: ___________ 

Straße:   

PLZ/Ort:   

Telefon-Nummer:   E-Mail: ________________ 

Ansprechpartner:   

 

 

 
Firmenstempel/Unterschrift 

FRG 4
Ausgabe 02.2008

Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk 

Fachregeln 

für den Gerüstbau

Traggerüste

FRG 4
Ausgabe 02.2008

Bundesinnung für das Gerüstbauer-Handwerk 

Fachregeln 

für den Gerüstbau

Traggerüste

 

 



 
 

Bundesinnung für das  Fax: 02 21/8 70 60 - 90 
Gerüstbauer-Handwerk 
Susanne Bünder 
Rösrather Straße 645 
51107 Köln 
 

Bestellung 
 

Sonderdruck „DIN-Normen Gerüstbau im Taschenbuchformat“ 
 

DIN 4074-1 

DIN 4420-1 

DIN 4420-3 

DIN 18451 

DIN EN 39 

DIN EN 74-1 

DIN EN 1004 

DIN EN 12810-1 

DIN EN 12811-1 

DIN EN 12811-2 

DIN EN 12812 

 
Hiermit bestellen wir verbindlich 
 

Alle Preise verstehen sich zzgl. Porto und Verpackung. 
 

Firma:   Mitglieds-Nr.: ___________ 

Straße:   

PLZ/Ort:   

Telefon-Nummer:   E-Mail: ________________ 

Ansprechpartner:   

 

 

Firmenstempel/Unterschrift 

Artikel Vergünstigter Mitgliedspreis 
Preis inkl. 7 % Mwst. 

Nichtmitgliedspreis 
Preis inkl. 7 % Mwst. 

Anzahl 

Sonderdruck „DIN-
Normen Gerüstbau im 
Taschenbuchformat“ 
 

198,00 € 498,00 €  



   
 

 
 
Bundesinnung Gerüstbau  Fax: 02 21/870 60 - 90 
Susanne Bünder 
Rösrather Straße 645 
51107 Köln 
 
 

Bestellvordruck VOB Fassung 2009 
(Seitenanzahl 96!!!) 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hiermit bestellen wir: 
 

Alle Preise verstehen sich zzgl. Porto und Verpackung. 

 

Firma:   Mitglieds-Nr.: ___________ 

Straße:   

PLZ/Ort:   

Telefon-Nummer:   E-Mail: ________________ 

Ansprechpartner:   

 

 

 
Firmenstempel/Unterschrift 

Artikel Vergünstigter Mitgliedspreis 
Preis zzgl. 7 % Mwst. 

Nichtmitgliedspreis 
Preis zzgl. 7 % Mwst. 

Anzahl 

VOB Fassung 2009 
für innerdeutsche 
Vergaben 
(unterhalb des EU-
Schwellenwerts) 

12,00 € 44,00 €  



 

 
 

 
 
 
 
Bundesverband Gerüstbau      Fax: 02 21/8 70 60 90 
Susanne Bünder 
Rösrather Straße 645 
51107 Köln 
 
 
 

 
 

„VOB/C Kommentar - Gerüstarbeiten“ 

Praktische Erläuterungen zu den ATV DIN 18299 und DIN 18451. 
von Prof. Wolfgang Heiermann, Leo Keskari u.a. 

5. aktualisierte und erweiterte Auflage 2008 
 
 
 
 
 
 

 
Hiermit bestellen wir 

Alle Preise verstehen sich zzgl. Porto und Verpackung. 
 
 
 

Firma:   Mitglieds-Nr.: ___________ 

Straße:   

PLZ/Ort:   

Telefon-Nummer:   E-Mail: ________________ 

Ansprechpartner:   

 

 

 

Firmenstempel/Unterschrift 

Artikel Vergünstigter Mitgliedspreis 
Preis inkl. 7 % Mwst. 

Nichtmitgliedspreis 
Preis inkl. 7 % Mwst. 

Anzahl 

VOB/C Kommentar - 
Gerüstarbeiten 

39,00 € 49,00 €  



   
 
 
Bundesverband Gerüstbau      Fax: 02 21/8 70 60 90 
Susanne Bünder 
Rösrather Straße 645 
51107 Köln 
 

Bestellung  
 

„Dolezych Trucker-Disc“ 
 

 
 
 

Alle Preise verstehen sich zzgl. Porto und Verpackung. 

 

Firma:   Mitglieds-Nr.: ___________ 

Straße:   

PLZ/Ort:   

Telefon-Nummer:   E-Mail: ________________ 

Ansprechpartner:   

 

 

 
Firmenstempel/Unterschrift 

 

Artikel Vergünstigter Mitgliedspreis 
Preis inkl. 7 % Mwst. 

Nichtmitgliedspreis 
Preis inkl. 7 % Mwst. 

Anzahl 

Dolezych Trucker-Disc 4,90 € 5,40 €  


